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Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen

Vom 20. Mai 2010

1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	10/2010

2230-1-1-UK

 G esetz 
zur Änderung des 

Bayerisch  en Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen

Vom 20. Mai 2010

Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Das	Bayerische	Gesetz	über	das	Erziehungs-	und	
Unterrichtswesen	 (BayEUG)	 in	 der	 Fassung	 der	 Be-
kanntmachung	vom	31.	Mai	2000	(GVBl	S.	414,	ber.	
S.	 632,	 BayRS	 2230-1-1-UK),	 zuletzt	 geändert	 durch	
Gesetz	vom	22.	Juli	2008	(GVBl	S. 467),	wird	wie	folgt	
geändert:

1.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nach	Art.	 85	wird	 folgender	Art.	 85a	einge-
fügt:

„Art.	85a	 	Automatisiertes	 Verfahren	 zur	
Unterstützung	der	Schulen“.

b)	 Es	werden	folgender	neuer	Art.	113a	und	fol-
gender	Art.	113b	eingefügt:

„Art.	113a	 	Automatisiertes	 Verfahren	 zur	
Unterstützung	 der	 Schulverwal-
tung

Art.	113b		 Statistik“.

c)	 Der	bisherige	Art.	113a	wird	Art.	113c.

2.	 In	Art.	82	Abs.	5	Satz	5	werden	die	Worte	„Art.	113a“	
durch	die	Worte	„Art.	113c“	ersetzt.

3.	 Art.	85	Abs.	1	erhält	folgende	Fassung:	

„(1)	1Die	Schulen	dürfen	die	zur	Erfüllung	der	
ihnen	 durch	 Rechtsvorschriften	 zugewiesenen	
Aufgaben	 erforderlichen	 Daten	 erheben,	 verar-
beiten	und	nutzen.	2Dazu	gehören	personenbezo-
gene	Daten	der	Schülerinnen	und	Schüler	und	de-
ren	 Erziehungsberechtigten,	 der	 Lehrkräfte	 und	
des	nicht	unterrichtenden	Personals.	3Es	sind	dies	
bei	den	Schülerinnen	und	Schülern	insbesondere	
Name,	Adressdaten,	Staatsangehörigkeit,	Religi-
onszugehörigkeit	 (soweit	 für	 die	 Schulpraxis	 er-
forderlich),	 Migrationshintergrund	 (Geburtsland,	
Jahr	 des	 Zu	zugs	 nach	 Deutschland,	 Mutterspra-
che	 deutsch/nicht	 deutsch),	 Leistungsdaten,	 Da-
ten	 zur	 schulischen	 und	 berufl	ichen	 Vorbildung	
sowie	zur	Berufsausbildung,	bei	den	Lehrkräften	
insbesondere	 Name,	 Staatsangehörigkeit,	 Anga-
ben	zur	Lehrbefähigung	und	zum	Unterrichtsein-

satz,	bei	den	Erziehungsberechtigten	Name	und	
Adressdaten.	 4Die	 Betroffenen	 sind	 zur	 Angabe	
der	Daten	verpfl	ichtet	und	sind	bei	der	Datener-
hebung	 auf	 diese	 Rechtsvorschrift	 hinzuweisen.	
5Die	Schulen	sind	verpfl	ichtet,	

1.	 Daten	 gemäß	 Art.	 85a	 Abs.	 2	 und	 Art.	 113a	
Abs.	2	mittels	des	vom	Staatsministerium	für	
Unterricht	und	Kultus	bereitgestellten	Schul-
verwaltungsprogramms	zu	verarbeiten,

2.	 Daten	gemäß	Art.	85a	Abs.	2	 laufend	zu	ak-
tualisieren	und	zeitnah	sowie	plausibel	an	die	
gemäß	Art. 85a	Abs.	1	Satz	1	beauftragte	Stel-
le	weiterzu	geben,

3.	 soweit	 erforderlich,	 Daten	 gemäß	 Art.	 113a	
Abs.	 2	 zum	 1.	 Oktober	 betreffend	 Lehrkräf-
te	an	allgemein	bildenden	Schulen	bzw.	zum	
20.	 Oktober	 betreffend	 Lehrkräfte	 an	 be-
rufl	ichen	 Schulen	 plausibel	 über	 die	 gemäß	
Art.	113a	Abs.	1	Satz	1	beauftragte	Stelle	an	
die	jeweils	zuständige	Schulaufsichtsbehörde	
zu	 übermitteln;	 staatliche	 Schulen	 sind	 da-
rüber	 hinaus	 verpfl	ichtet,	 im	 Zeitraum	 April	
bis	Mai	eine	Übermittlung	vorzunehmen.

6§ 50	des	Beamtenstatusgesetzes	(BeamtStG)	und	
Art. 102	bis	111	des	Bayerischen	Beamtengeset-
zes	(BayBG)	bleiben	unberührt.“

4.	 Nach	Art.	85	wird	folgender	Art.	85a	eingefügt:

„Art.	85a

Automatisiertes	Verfahren	
zur	Unterstützung	der	Schulen

(1)	1Das	Staatsministerium	für	Unterricht	und	
Kultus	kann	für	die	Schulen	eine	öffentliche	Stel-
le	gemäß	Art. 6	des	Bayerischen	Datenschutzge-
setzes	(BayDSG)	beauftragen,	personenbezogene	
Daten	von	Schülerinnen	und	Schülern	und	deren	
Erziehungsberechtigten	zu	den	in	Abs.	2	genann-
ten	 schulübergreifenden	 Verwaltungszwecken	
zu	verarbeiten;	die	Schulen	werden	von	der	Auf-
tragserteilung	 unterrichtet;	 sie	 bleiben	 für	 diese	
Daten	verantwortlich.	2Die	datenschutzrechtliche	
Gesamtverantwortung	liegt	beim	Staatsministeri-
um	für	Unterricht	und	Kultus.

(2)	Bei	der	gemäß	Abs.	1	Satz	1	beauftragten	
Stelle	können	zur	Unterstützung	der	Schulanmel-
dung,	 des	 Schulwechsels,	 der	 Kooperation	 von	
Schulen	 und	 zur	 Überwachung	 der	 Schulpfl	icht	
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folgende	 personenbezogenen	 Daten	 verarbeitet	
werden:

1.	 Daten	von	Schülerinnen	und	Schülern:

a)	 nicht	schuljahresbezogene	Daten:

Name,	 Vornamen,	 Tag	 der	 Geburt,	 Ge-
burtsort,	 Geschlecht,	 Staatsangehörig-
keit,	 Migrationshintergrund	 (Geburts-
land,	Jahr	des	Zuzugs	nach	Deutschland,	
Muttersprache	 deutsch/nicht	 deutsch),	
Religionszugehörigkeit	 (soweit	 für	 die	
Schulpraxis	 erforderlich),	 Jahr	 der	 Erst-
einschulung,	erworbene	Abschlüsse,	Ad-
ressdaten;

b)	 schuljahresbezogene	Daten:

Daten	 zur	 Förderung	 (sonderpädagogi-
sche	 För	derung,	 Teilleistungsstörungen,	
sonstige	 För	dermaßnahmen),	 ganztägige	
Betreuung,	 Schülerheim	 oder	 Internat,	
Gastschulverhältnis,	 übertrittsrelevan-
te	 Daten	 zur	 Schullaufbahn	 (aktuell	 be-
suchte	 Schule,	 Schulpfl	icht,	 Feststellung	
zur	 Übertrittseignung	 betreffend	 Haupt-
schule,	 Realschule	 und	 Gymnasium,	
Vor	bildung,	 Austrittsdatum,	 Zielschule),	
Daten	 zum	 aktuellen	 Unterricht	 (Jahr-
gangsstufe,	 Bildungsgang,	 Fremdspra-
chen,	 Berufsausbildung,	 Erreichen	 des	
Ziels	der	Jahrgangsstufe	[ja/nein],	Art	der	
Wiederholung,	Art	des	Vorrückens);

2.	 Daten	der	Erziehungsberechtigten	(an	öffent-
lichen	Schulen	und	staatlich	anerkannten	Er-
satzschulen	 mit	 dem	 Charakter	 öffentlicher	
Schulen	 auch	 Daten	 früherer	 Erziehungsbe-
rechtigter	gemäß	Art.	88a):

Name,	Adressdaten;	

3.	 die	 unter	 Nr.	 1	 Buchst.	 a	 genannten	 Daten	
von	 externen	 Prüfungsteilnehmerinnen	 und	
Prüfungsteilnehmern	ausgenommen	die	Reli-
gionszugehörigkeit.

(3)	 1Ausschließlich	 den	 Schulen	 und	 nur	 zur	
Erfüllung	 der	 in	 Abs.	 2	 genannten	 Dienstaufga-
ben	dürfen	von	der	gemäß	Abs.	1	Satz	1	beauf-
tragten	 Stelle	 die	 in	 Abs.	 2	 genannten	 Daten	
weitergegeben	werden.	2Dies	ist	durch	organisa-
torische	und	technische	Vorkehrungen	dauerhaft	
zu	gewährleisten.	3Datenabrufe	sind	an	den	Schu-
len	zu	protokollieren.	4Soweit	zur	Herstellung	der	
landesweiten	 Eindeutigkeit	 Ordnungsmerkmale	
technisch	erzeugt	werden,	dürfen	diese	weder	bei	
der	beauftragten	Stelle	noch	bei	den	Schulen	ein-
sehbar	sein.

(4)	 Die	 in	 Abs.	 2	 Nr.	 1	 Buchst.	 a	 und	 Nr.	 2	
genannten	Daten	werden	sechs	Jahre	nach	dem	
Ausscheiden	der	Schülerin	oder	des	Schülers	aus	

dem	bayerischen	Schulsystem	gelöscht;	die	übri-
gen	in	Abs.	2	genannten	Daten	werden	spätestens	
ein	Jahr	nach	der	Erhebung	gelöscht.“

5.	 In	 Art.	 92	 Abs.	 5	 Satz	 1	 wird	 nach	 den	 Worten	
„Art.	56	Abs.	4“	das	Wort	„und“	durch	ein	Komma	
ersetzt	und	werden	nach	den	Worten	„Art.	80“	die	
Worte	„, 85,	85a	und	113b“	eingefügt.

6.	 Dem	Art.	102	wird	folgender	Abs.	4	angefügt:

„(4)	 Auf	 angezeigte	 Ergänzungsschulen	 fi	n-
den	 Art.	 85,	 85a	 und	 113b	 Anwendung;	 Art.	 90	
bleibt	unberührt.“

7.	 In	Art.	113	Abs.	1	Satz	1	wird	nach	dem	Wort	„Be-
richte“	das	Komma	durch	das	Wort	„und“	ersetzt	
und	 werden	 die	 Worte	 „und	 statistische	 Anga-
ben“	gestrichen.	

8.	 Es	werden	folgender	neuer	Art.	113a	und	folgen-
der	Art.	113b	eingefügt:

„Art.	113a

Automatisiertes	Verfahren	
zur	Unterstützung	der	Schulverwaltung

(1)	1Das	Staatsministerium	für	Unterricht	und	
Kultus	kann	für	die	Schulaufsichtsbehörden	eine	
öffentliche	 Stelle	 gemäß	 Art.	 6	 BayDSG	 beauf-
tragen,	 personenbezogene	 Daten	 der	 Lehrkräfte	
und	 des	 nicht	 unterrichtenden	 Personals	 zu	 den	
in	 Abs.	 2	 genannten	 schulübergreifenden	 Ver-
waltungszwecken	 zu	 verarbeiten;	 die	 Schulauf-
sichtsbehörden	werden	von	der	Auftragserteilung	
unterrichtet;	 sie	 bleiben	 für	 diese	 Daten	 verant-
wortlich.	 2Die	 datenschutzrechtliche	 Gesamtver-
antwortung	liegt	beim	Staatsministerium	für	Un-
terricht	und	Kultus.

(2)	Bei	der	gemäß	Abs.	1	Satz	1	beauftragten	
Stelle	 können	 zur	 Unterstützung	 von	 Dienstauf-
gaben	 der	 Schulaufsichtsbehörden	 (Unterrichts-
planung	der	staatlichen	Schulen,	Prüfung	der	Un-
terrichtssituation,	Bezuschussung	nichtstaatlicher	
Schulen	 nach	 dem	 Bayerischen	 Schulfi	nanzie-
rungsgesetz)	folgende	personenbezogenen	Daten	
verarbeitet	werden:

1.	 Daten	 des	 staatlichen	 und	 des	 nicht	 staatli-
chen	Personals:	

a)	 nicht	schuljahresbezogene	Daten:

Name,	Vornamen,	Geschlecht,	Geburtsna-
me,	akademische	Grade,	Tag	der	Geburt,	
Arbeitgeber	bzw.	Dienstherr,	Besoldungs-	
bzw.	 Entgeltgruppe,	 Rechtsverhältnis,	
Funktion	 in	 der	 Schulleitung,	 Beginn/
Ende	 des	 Dienstverhältnisses,	 Personen-
kennzahl,	 Lehrbefähigung	 (Lehr	amt/
abgelegte	 Prüfungen,	 Fächer	 der	 Lehr-
befähigung,	Unterrichtsgenehmigung);
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b)	 schuljahresbezogene	Daten:

Daten	 zur	 Beschäftigung	 und	 zum	 Ein-
satz	 (Schule[-n],	 Unterrichtspfl	ichtzeit,	
Teilzeit	 [Stun	denzahl,	 Grund,	 Arbeits-
zeitmodell],	 Mehr	arbeit/Nebentätig	keit,	
Beschäftigungskategorie,	 Beurlaubung,	
außerschulische	 Abordnung,	 längerfris-
tige	 Abwesenheit,	 Reduktionen	 [wegen	
Behinderung,	Alter,	Anrechnungen],	Zu-
gangsart,	Abgangsart,	erteilter	Unterricht	
[Beziehung	zu	den	Unterrichtseinheiten]);

2.	 von	staatlichem	Personal	darüber	hinaus:	

a)	 nicht	schuljahresbezogene	Daten:

Adressdaten,	 Geburtsort,	 Amts-	 bzw.	
Dienstbezeichnung;

b)	 schuljahresbezogene	Daten:

Ausbildungsabschnitt	bei	Lehrkräften	im	
Vorbereitungsdienst,	 Einsatz	 als	 mobile	
Reserve,	Arbeitszeitkonto.

(3)	 1Ausschließlich	 die	 jeweils	 zuständigen	
Schulaufsichtsbehörden	dürfen	zur	Erfüllung	der	
in	Abs.	2	genannten	Dienstaufgaben	die	in	Abs.	2	
genannten	 Daten	 verarbeiten	 und	 nutzen.	 2Dies	
ist	 durch	 entsprechende	 organisatorische	 und	
technische	 Vorkehrungen	 dauerhaft	 zu	 gewähr-
leisten.	3Die	Schulaufsichtsbehörden	können	über	
die	gemäß	Abs.	1	Satz	1	beauftragte	Stelle	

1.	 den	Schulen	Daten	gemäß	Abs.	2	zur	Unter-
stützung	der	Planung	und	Durchführung	des	
Unterrichts	an	der	jeweiligen	Schule,	

2.	 den	Kirchen	Daten	gemäß	Abs.	2	der	Religi-
onsunterricht	 erteilenden	 oder	 zur	 Erteilung	
befähigten	Lehrkräfte	(mit	Ausnahme	der	Ad-
ressdaten)	zur	Ausübung	der	Fachaufsicht	im	
Fach	Religionslehre	und	zur	Planung	des	Un-
terrichtseinsatzes	des	kirchlichen	Personals	

übermitteln.

(4)	Die	in	Abs.	2	genannten	Daten	werden	wie	
folgt	gelöscht:

1.	 spätestens	 zum	 Ende	 des	 jeweils	 nächsten	
Schuljahres	die	 in	Abs.	2	Nr.	1	Buchst.	b	ge-
nannten	Daten	des	nicht	staatlichen	Personals;

2.	 zum	 Ende	 des	 jeweils	 übernächsten	 Schul-
jahres	die	in	Abs.	2	Nr.	1	Buchst.	b	und	Nr.	2	
Buchst.	 b	 genannten	 Daten	 des	 staatlichen	
Personals;

3.	 drei	 Jahre	 nach	 dem	 Ausscheiden	 aus	 dem	
Dienst-	 bzw.	 Arbeitsverhältnis	 die	 in	 Abs.	 2	
Nr.	1	Buchst.	a	und	Nr.	2	Buchst.	a	genannten	
Daten.

(5)	§	50	BeamtStG	und	Art.	102	bis	111	BayBG	
bleiben	unberührt.

Art.	113b

Statistik

(1)	Zu	Zwecken	der	Bildungsplanung	und	der	
Organisation	 des	 Schulwesens	 werden	 die	 Amt-
liche	Schulstatistik	gemäß	Abs.	6	und	die	Ergeb-
nisstatistiken	gemäß	Abs.	7	als	Landesstatistiken	
gemäß	 Art.	 9	 des	 Bayerischen	 Statistikgesetzes	
durchgeführt.	

(2)	Erhebungseinheiten	sind:

1.	 die	Schulen	einschließlich	der	Schulvorberei-
tenden	Einrichtungen,

2.	 das	Telekolleg	und	die	Staatsinstitute	für	die	
Ausbildung	von	Fach-	bzw.	Förderlehrern.

(3)	 1Bei	den	 in	Abs.	 2	Nr.	 1	genannten	Stel-
len	werden	für	die	Amtliche	Schulstatistik	gemäß	
Abs.	6	folgende	Erhebungsmerkmale	erhoben:

1.	 Daten	der	Schülerinnen	und	Schüler	und	der	
externen	 Prüfungsteilnehmerinnen	 und	 Prü-
fungsteilnehmer:	

a)	 Daten	der	Schülerinnen	und	Schüler:

Geburtsmonat	 und	 -jahr,	 Geschlecht,	
Staatsangehörigkeit,	 Migrationshinter-
grund	(Geburtsland,	Jahr	des	Zuzugs	nach	
Deutschland,	 Muttersprache	 deutsch/
nicht	 deutsch),	 Religionszugehörigkeit	
(soweit	 für	 die	 Schulpraxis	 erforderlich),	
Jahr	der	Ersteinschulung,	erworbene	Ab-
schlüsse,	 Daten	 zur	 Förderung	 (sonder-
pädagogische	 Förderung,	 Teilleistungs-
störungen,	 sonstige	 Fördermaßnahmen),	
ganztägige	Betreuung,	Schülerheim	oder	
Internat,	 Gastschulverhältnis,	 übertritts-
relevante	 Daten	 zur	 Schullaufbahn	 (ak-
tuell	besuchte	Schule,	Schul	pfl	icht,	Fest-
stellung	zur	Übertrittseignung	be	treffend	
Hauptschule,	 Realschule	 und	 Gymna-
sium,	 Vorbildung,	 Austrittsdatum,	 Ziel-
schule),	 Daten	 zum	 aktuellen	 Unterricht	
(Jahrgangsstufe,	 Bildungsgang,	 Fremd-
sprachen,	 Berufsausbildung,	 Erreichen	
des	Ziels	der	Jahrgangsstufe	[ja/nein],	Art	
der	Wiederholung,	Art	des	Vorrückens);

b)	 Daten	 der	 externen	 Prüfungsteilneh-
merinnen	und	Prüfungsteilnehmer:

Geburtsmonat	 und	 -jahr,	 Geschlecht,	
Staatsangehörigkeit,	 Migrationshinter-
grund	 (Geburtsland,	 Jahr	 des	 Zuzugs	
nach	 Deutschland,	 Muttersprache	
deutsch/nicht	deutsch),	Jahr	der	Erstein-
schulung,	erworbene	Abschlüsse;
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2.	 Daten	der	Lehrkräfte	und	des	nicht	unterrich-
tenden	Personals:

a)	 Daten	des	staatlichen	und	des	nicht	staat-
lichen	Personals:	

Geschlecht,	 Geburtsmonat	 und	 -jahr,	
Staatsangehörigkeit,	 Arbeitgeber	 bzw.	
Dienstherr,	 Besoldungs-	 bzw.	 Entgelt-
gruppe,	Rechtsverhältnis,	Funktion	in	der	
Schulleitung,	 Beginn/Ende	 des	 Dienst-
verhältnisses,	 Lehrbefähigung	 (Lehr	amt/
abgelegte	 Prüfungen,	 Fächer	 der	 Lehr-
befähigung,	 Unterrichtsgenehmigung),	
Da	ten	 zur	 Beschäftigung	 und	 zum	 Ein-
satz	 (Schule[-n],	 Unterrichtspfl	ichtzeit,	
Teilzeit	 [Stun	denzahl,	 Grund,	 Arbeits-
zeitmodell],	 Mehrarbeit/Nebentätigkeit,	
Beschäftigungskategorie,	 Beurlaubung,	
außerschulische	 Abordnung,	 längerfris-
tige	 Abwesenheit,	 Reduktionen	 [wegen	
Behinderung,	Alter,	Anrechnungen],	Zu-
gangsart,	Abgangsart,	erteilter	Unterricht	
[Beziehung	zu	den	Unterrichtseinheiten]);	

b)	 von	staatlichem	Personal	darüber	hinaus:	

Amts-	 bzw.	 Dienstbezeichnung,	 Ausbil-
dungsabschnitt	 bei	 Lehrkräften	 im	 Vor-
bereitungsdienst,	 Einsatz	 als	 mobile	 Re-
serve,	Arbeitszeitkonto;

3.	 die	von	Schülerinnen	und	Schülern	im	laufen-
den	 Schuljahr	 besuchten	 Unterrichtseinhei-
ten;

4.	 Daten	 der	 Schule	 (Schulnummer,	 Schulbe-
zeichnung,	 Adressdaten,	 Außenstellen,	 An-
sprechpartner,	 zuständige	 Schulaufsicht,	
Schulträger,	 Schulaufwandsträger,	 organi-
satorische	 Verkettung	 mit	 anderer	 Schule,	
Schulart,	 Bildungsgänge	 [Ausbildungsrich-
tung,	 Fachrichtung,	 Fremdsprachenprofi	l],	
Angebot	 für	 ganztägige	 Betreuung,	 Unter-
bringungsangebot,	 sonstige	 Zusatzangebote,	
informationstechnische	Ausstattung,	sonstige	
Ausstattung);

5.	 Daten	zum	Unterricht	und	dessen	Organisati-
on:	

a)	 Daten	der	Klassen	(Schule,	Bezeichnung,	
Jahr	gangsstufe,	 Klassenart,	 Bildungs-
gang,	 Fachklassengliederung,	 Blockun-
terricht,	 Förderschwerpunkt,	 Organisati-
onsform,	Auslagerung);

b)	 Daten	der	Unterrichtseinheiten	(Klassen/
Klas	sengruppen,	 Fach,	 Art	 des	 Unter-
richts,	 zeitlicher	 Umfang,	 Stundenkür-
zung/zusätzlicher	Lehrerbedarf	[Stunden,	
Grund]).

2Bei	den	in	Abs.	2	Nr.	2	genannten	Stellen	werden	
folgende	 Daten	 der	 Absolventen,	 die	 schulische	

Abschlüsse	erworben	haben,	erhoben:

Geburtsmonat	und	-jahr,	Geschlecht,	Staatsange-
hörigkeit,	 Migrationshintergrund	 (Geburtsland,	
Jahr	 des	 Zuzugs	 nach	 Deutschland,	 Mutterspra-
che	 deutsch/nicht	 deutsch),	 Religionszugehörig-
keit	(soweit	für	die	Schulpraxis	erforderlich),	Jahr	
der	Ersteinschulung,	erworbene	Abschlüsse.

(4)	 1Hilfsmerkmale	 der	 Erhebungen	 gemäß	
Abs.	3	sind:

1.	 Name,	Vornamen,	Tag	der	Geburt	sowie	der	
Geburtsort	 der	 Schülerinnen	 und	 Schüler	
bzw.	 der	 externen	 Prüfungsteilnehmerinnen	
und	Prüfungsteilnehmer	sowie	das	in	Art.	85a	
Abs.	3	Satz	4	genannte	Ordnungsmerkmal;

2.	 Name,	Vornamen,	Geburtsname,	Tag	der	Ge-
burt,	Geburtsort,	akademischer	Grad	und	die	
Personenkennzahl	 der	 Lehrkräfte	 und	 des	
nicht	 unterrichtenden	 Personals	 an	 öffentli-
chen	und	privaten	Schulen.

2Es	 ist	 im	 Rahmen	 des	 für	 die	 statistische	 Aus-
wertung	 genutzten	 Datenverarbeitungsvorgangs	
sicherzustellen,	dass	die	Hilfsmerkmale	von	den	
Erhebungsmerkmalen	 schnellstmöglich,	 spätes-
tens	aber	nach	Plausibilisierung	und	Generierung	
des	Pseudonyms	 (Abs.	9),	getrennt	und	gelöscht	
werden.

(5)	1Bei	den	in	Abs.	2	Nr.	1	genannten	Stellen	
werden	für	die	Ergebnisstatistiken	gemäß	Abs.	7	
folgende	anonymisierte	Leistungsdaten	der	Schü-
lerinnen	und	Schüler	erhoben:

1.	 Ergebnisse	 der	 Jahrgangsstufentests	 und	
der	 Orientierungsarbeiten	 (Schule,	 Klasse,	
Bildungsgang,	 Geschlecht,	 Geburtsmonat	
und	 -jahr,	 Staatsangehörigkeit,	 Migrations-
hintergrund	 [Geburtsland,	 Jahr	 des	 Zuzugs	
nach	 Deutschland,	 Muttersprache	 deutsch/
nicht	 deutsch],	 Grund	 für	 Nichtteilnahme	
[sonderpädagogische	Förderung,	Lese-Recht-
schreibschwäche],	erreichte	Punkte	je	Aufga-
be);

2.	 Ergebnisse	der	zentralen	Abschlussprüfungen	
(Schule,	 Klasse,	 Bildungsgang,	 Geschlecht,	
Geburtsmonat	und	-jahr,	Staatsangehörigkeit,	
Migrationshintergrund	 [Geburtsland,	 Jahr	
des	Zuzugs	nach	Deutschland,	Muttersprache	
deutsch/nicht	 deutsch],	 Förderschwerpunkt,	
Prüfungsart,	 Prüfungsfach,	 Punkte/Note	 je	
Prüfungsfach	 und	 Prüfungsteil,	 Abschluss-
zeugnisnote,	Teilnahme	am	Nachtermin,	Her-
kunftsschule	bei	Externen).

2Die	in	Satz	1	genannten	Daten	werden	ohne	Ver-
knüpfung	mit	personenbezogenen	Daten	und	ohne	
Verknüpfung	mit	einem	Pseudonym	(Abs.	9)	in	den	
statistischen	Auswertungsprozess	eingespeist.

(6)	 1Die	 Amtliche	 Schulstatistik	 wird	 einmal	
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jährlich	 durchgeführt.	 2Die	 Erhebungsmerkmale	
nach	Abs.	3	werden	für

1.	 die	Beschreibung	der	Unterrichtssituation	an	
allgemein	bildenden	Schulen	zum	1.	Oktober	
und	an	berufl	ichen	Schulen	zum	20.	Oktober,	

2.	 die	Darstellung	der	Absolventen	und	Abgän-
ger	von	Schulen	 sowie	Absolventen	von	au-
ßerschulischen	 Einrichtungen,	 soweit	 diese	
schulische	 Abschlüsse	 erwerben,	 an	 allge-
mein	bildenden	Schulen	vom	2. Oktober	des	
Vorjahres	bis	1.	Oktober	des	laufenden	Jahres	
und	an	berufl	ichen	Schulen	vom	21. Oktober	
des	Vorjahres	bis	20.	Oktober	des	 laufenden	
Jahres	(Stichtag:	1.	bzw.	20.	Oktober)

erfasst.	

(7)	 1Die	 Ergebnisstatistiken	 werden	 einmal	
jährlich	 auf	 gesonderte	 Anweisung	 des	 Staats-
ministeriums	 für	Unterricht	und	Kultus	durchge-
führt.	 2Die	 Erhebungsmerk	male	 gemäß	 Abs.	 5	
werden	für

1.	 die	Ergebnisse	der	Jahrgangsstufentests,	

2.	 die	 Ergebnisse	 der	 Orientierungsarbeiten	 in	
der	Grundschule,	

3.	 die	 Ergebnisse	 der	 zentralen	 Abschlussprü-
fungen

jeweils	im	Anschluss	an	die	Leistungsfeststellun-
gen	 erfasst.	 3Satz	 2	 Nrn.	 1	 und	 2	 gelten	 nur	 für	
öffentliche	Schulen;	Satz	2	Nr.	3	gilt	für	öffentliche	
Schulen	und	staatlich	anerkannte	Ersatzschulen.	
4Die	genauen	Berichtszeitpunkte	werden	 jeweils	
vom	Staatsministerium	für	Unterricht	und	Kultus	
bekannt	gegeben.

(8)	 1Für	 die	 Erhebungen	 besteht	 Auskunfts-
pfl	icht.	2Aus	kunftspfl	ichtig	sind

1.	 für	die	Erhebungseinheiten	nach	Abs.	2	Nr.	1	
die	Schulleiterinnen	und	Schulleiter,

2.	 für	die	Erhebungseinheiten	nach	Abs.	2	Nr.	2	
die	 Kolleggruppenleiter	 des	 Telekollegs	 und	
die	Leitungen	der	Staatsinstitute	für	die	Aus-
bildung	von	Fach-	bzw.	Förderlehrern.

3Die	Auskünfte	sind	unter	Verwendung	des	vom	
Staatsministerium	 für	 Unterricht	 und	 Kultus	 be-
reitgestellten	 Schulverwaltungsprogramms	 an	
die	in	Abs. 10	genannten	Stellen	vollständig	und	
rechtzeitig	zu	erteilen.

(9)	1Um	schuljahresübergreifende	statistische	
Auswertungen	 zu	 ermöglichen,	 wird	 für	 jeden	
Datensatz	 auf	 Grundlage	 von	 Hilfsmerkmalen	
nach	Abs.	 4	ein	Pseudonym	erzeugt.	 2Das	Pseu-
donym	 ist	nach	dem	 jeweils	neuesten	Stand	der	
Technik	so	zu	gestalten,	dass	ein	Rückschluss	auf	
Einzelpersonen	ausgeschlossen	ist.	

(10)	1Die	Amtliche	Schulstatistik	gemäß	Abs.	6	
wird	vom	Landesamt	 für	Statistik	und	Datenver-
arbeitung	 durchgeführt.	 2Die	 Ergebnisstatistiken	
nach	Abs.	7	wer	den	von	den	Statistikstellen	des	
Staatsministeriums	für	Unterricht	und	Kultus	und	
des	Staatsinstituts	für	Schulqualität	und	Bildungs-
forschung	durchgeführt.	

(11)	 Schulübergreifende	 Geschäftsstatistiken	
werden	von	den	Statistikstellen	des	Staatsminis-
teriums	für	Unterricht	und	Kultus	und	des	Staats-
instituts	für	Schulqualität	und	Bildungsforschung	
erstellt.

(12)	 §	 50	 BeamtStG	 und	 Art.	 102	 bis	 111	
BayBG	bleiben	unberührt.“	

9.	 Der	bisherige	Art.	113a	wird	Art.	113c.

10.	 In	Art.	 125	Abs.	4	Satz	1	wird	nach	den	Worten	
„Abs. 2	und	3“	das	Wort	„und“	durch	ein	Komma	
ersetzt	und	werden	nach	den	Worten	„Art.	89“	die	
Worte	„und	113b“	eingefügt.

§	2

1Dieses	Gesetz	tritt	am	1.	Juni	2010	in	Kraft.	2Ab-
weichend	von	Satz	1	tritt	§	1	Nr.	7	am	1.	Juni	2012	in	
Kraft.

§	3

Die	 Staatsregierung	 überprüft	 die	 Auswirkun-
gen	dieses	Gesetzes	und	berichtet	dem	Landtag	zwei	
Jahre	 nach	 vollständiger	 Inbetriebnahme	 des	 neuen	
Verfahrens,	 spätestens	aber	 fünf	Jahre	nach	 Inkraft-
treten,	ob	sich	die	Regelung	insbesondere	aus	daten-
schutzrechtlicher	Sicht	und	 in	Hinblick	auf	den	Ver-
waltungsaufwand	bewährt	hat.	

München,	den	20.	Mai	2010

Der Bayerische Ministerpräsident

																																												Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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2013-1-2-F

Verordnung 
zur Änderung des 

Kostenverzeichnisses

Vom 10. Mai 2010

Auf	 Grund	 von	 Art.	 5	 und	 10	 des	 Kostengeset-
zes  (KG)	 vom	 20.  Februar	 1998	 (GVBl	 S.  43,	 BayRS	
2013-1-1-F),	zuletzt	geändert	durch	§	3	des	Gesetzes	
vom	12.	April	2010	(GVBl	S.169),	erlässt	das	Bayeri-
sche	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 folgende	 Ver-
ordnung:

§	1

Die	Anlage	zu	§	1	der	Verordnung	über	den	Er-
lass	des	Kostenverzeichnisses	zum	Kostengesetz	(Kos-
tenverzeichnis	 –	 KVz)	 vom	 12.	 Oktober	 2001	 (GVBl
S.	 766,	 BayRS	 2013-1-2-F),	 zuletzt	 geändert	 durch	
Verordnung	vom	27. Oktober	2009	(GVBl	S.	559),	wird	
wie	folgt	geändert:

1.	 Das	 Abkürzungsverzeichnis	 wird	 in	 der	 Spalte	
„Abkürzung“	 und	 der	 Spalte	 „Gegenstand“	 je-
weils	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	 Worte	 „BayEBG“	 und	 „Bayerisches	 Ei-
senbahn-	 und	 Bergbahngesetz“	 werden	
durch	die	Worte	„BayESG“	und	„Bayerisches	
Eisenbahn-	und	Seilbahngesetz“	ersetzt.

b)	 Nach	 den	 Worten	 „BayWaldG“	 und	 „Wald-
gesetz	 für	 Bayern“	 werden	 die	 Worte
„BayWeinRAV“	 und	 „Verordnung	 zur	 Aus-
führung	weinrechtlicher	Vorschriften“	einge-
fügt.

c)	 Nach	 den	 Worten	 „EBO“	 und	 „Eisenbahn-
Bau-	und	Betriebsordnung“	werden	die	Worte	
„EBOA“	und	„Eisenbahn-Bau-	und	Betriebs-
ordnung	für	Anschlussbahnen“,	„EBPV“	und	
„Eisenbahnbetriebsleiter-Prüfungsverord-
nung“	 und	 „EBV“	 und	 „Eisenbahnbetriebs-
leiterverordnung“	eingefügt.

d)	 Nach	 den	 Worten	 „EGBGB“	 und	 „Einfüh-
rungsgesetz	 zum	 Bürgerlichen	 Gesetzbuche“	
werden	die	Worte	„EIBV“	und	„Eisenbahninf-
rastruktur-Benutzungsverordnung“	eingefügt.

2.	 Die	Lfd.	Nr.	1.III.0/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	den	Tarif-Stellen	1.1.1	und	1.2.1	werden	in	
der	 Spalte	 „Gegenstand“	 jeweils	 die	 Worte	
„per	E-Mail“	durch	die	Worte	„auf	elektroni-
schem	Weg“	ersetzt.

b)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 2.1	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	nach	den	Worten	„2,50	€“	die	Wor-
te	„je	übermittelte	Datei“	angefügt.
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3.	 In	der	Lfd.	Nr.	1.IV.0	wird	nach	der	Bezeichnung	
„1.IV.0“	ein	Schrägstrich	eingefügt.

4.	 Es	wird	folgende	Lfd.	Nr. 1.V.0/	eingefügt:

5.	 Die	Lfd.	Nr.	2.I.1/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Tarif-Stelle	1.12	werden	 in	der	Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„3.000	€“	durch	die	Wor-
te	„4.500 €“	ersetzt.

b)	 In	den	Tarif-Stellen	1.24.1.1.1	und	1.24.1.1.2	
werden	in	der	Spalte	„Gebühr“	jeweils	die	
Worte	 „20  €“	 durch	 die	 Worte	 „40  €“	 er-
setzt.

c)	 Die	 Tarif-Stelle	 1.44	 erhält	 folgende	 Fas-
sung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.V.0/ Investitionskosten:

1 Wird	eine	Gebühr	nach	den	Lfd.	Nrn.	2.I.1/	ff.	nach	
den	 Investitionskosten	 berechnet,	 gilt	 –	 soweit	 in	
den	Lfd.	Nrn.	2.I.1/	ff.	nichts	anderes	bestimmt	ist	–	
Folgendes:

2 Als	 Investitionskosten	sind	die	Kosten	 (einschließ-
lich	 Umsatzsteuer)	 zugrundezulegen,	 die	 im	 Zeit-
punkt	 der	 Entstehung	 des	 Kostenanspruchs	 gem.	
Art.	 11	 KG	 für	 die	 Verwirklichung	 des	 geplanten	
Vorhabens	 ortsüblich	 erforderlich	 sind,	 sowie	 ge-
gebenenfalls	die	voraussichtlichen	Kosten	für	eine	
abschließende	 Rekultivierung	 der	 Anlage.	 Die	 In-
vestitionskosten	 umfassen	 alle	 zu	 erbringenden	
Lieferungen,	 Arbeiten	 und	 sonstigen	 Leistungen	
einschließlich	 der	 Inanspruchnahme	 von	 Maschi-
nen	 und	 sonstigen	 Geräten.	 Einzubeziehen	 sind	
auch	die	Gründungskosten	und	Kosten	für	die	Erd-
aushubarbeiten	 sowie	 die	 Aufwendungen	 für	 die	
Entwicklung	und	Vorplanung,	 für	den	Erwerb	des	
unbebauten	Grundstücks	und	des	zum	Betrieb	der	
Anlage	 notwendigen	 Zubehörs.	 Der	 Betrag	 wird	
auf	volle	500 €	aufgerundet.

3 Über	 die	 Investitionskosten	 ist	 vom	 Träger	 des	
Vorhabens	 eine	 nachprüfbare	 Berechnung	 vorzu-
legen. “

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.44 Anerkennung	 von	 Prüfi	ngenieuren	 und	 Prüfäm-
tern	(Art.	80	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	BayBO	i.	V.	m.	der
PrüfVBau) 125	bis	3.000	€																“.
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d)	 Die	Tarif-Stelle	1.50	erhält	folgende	Fassung:

e)	 In	der	Tarif-Stelle	1.54.2	werden	in	der	Spalte	
„Gebühr“	 die	 Worte	 „25	 bis	 1.250	 €“	 durch	
die	Worte	„50	bis	2.500	€“	ersetzt.

f)	 In	der	Tarif-Stelle	3.3.1	werden	in	der	Spalte	
„Gegenstand“	 die	 Worte	 „mildtätige	 Zwe-
cken“	durch	die	Worte	„mildtätige	Zwecke“	
ersetzt.

g)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 3.10	 werden	 in	 der	 Spal-
te	 „Gegenstand“	 in	 Satz	 1	 nach	 dem	 Wort	
„Genehmigungsverfahrens“	die	Worte	„nach
Art.	60	BayBO“	eingefügt.

6.	 Die	Lfd.	Nr.	2.II.3/	erhält	folgende	Fassung:

7.	 Die	Lfd.	Nr.	2.II.4/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	werden	folgende	neuen	Tarif-Stellen	1.1.4	
und	1.1.5	eingefügt:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.50 Genehmigung	von	Abgrabungen	nach	Art.	9	Abs.	1	
Satz	1	BayAbgrG:

1.50.1 Bei	Sand-	und	Kiesgruben,	Steinbrüchen	und	ähn-
lichen	Abgrabungen	zur	Gewinnung	von	Abbaugut	
für	Vorhaben	mit	einem	verwertbaren	Abbaugut

bis	zu	50.000	m3 100	 €	 zuzüglich	 25	 €
je	angefangene	1.000 m3

über	50.000	m3	bis	zu	500.000	m3

1.350	 €	 zuzüglich	 55	 €
je	 50.000	 m3	 überstei-
gende	 angefangene	
10.000 m3

über	500.000	m3

3.825	 €	 zuzüglich	 110  €
je	 500.000	 m3	 überstei-
gende	 angefangene	
50.000 m3

Abraum	 und	 Mutterboden	 sind	 kein	 verwertbares	
Abbaugut.

1.50.2 Bei	anderen	selbstständigen	Abgrabungen 50	bis	2.000	€

1.50.3 Wenn	 mit	 der	 Erteilung	 der	 Genehmigung	 die	
Durchführung	einer	Umweltverträglichkeitsprüfung	
verbunden	ist,	erhöht	sich	die	Gebühr	nach	den	Ta-
rif-Stellen	1.50.1	oder	1.50.2	um	40	%.

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

2.II.3/ unbesetzt “.

“
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b)	 Die	bisherige	Tarif-Stelle	1.1.4	wird	Tarif-Stel-
le	1.1.6,	und	in	der	Spalte	„Gegenstand“	wer-
den	die	Worte	„Art.	31	Abs.	5	MeldeG“	durch	
die	Worte	„Art.	28	Abs.	5	MeldeG“	ersetzt.

c)	 Die	 bisherigen	 Tarif-Stellen	 1.1.5	 bis	 1.1.7	
werden	Tarif-Stellen	1.1.7	bis	1.1.9.

8.	 Die	Lfd.	Nr.	2.II.5/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 2	 werden	 in	 der	 Spalte
„Gebühr“	die	Worte	„45	€“	durch	die	Worte	
„48	€“	ersetzt.

b)	 Es	 wird	 folgende	 neue	 Tarif-Stelle	 3	 einge-
fügt:

c)	 Die	bisherige	Tarif-Stelle	3	wird	Tarif-Stelle 4.

9.	 Die	Lfd.	Nr.	5.II.1/	erhält	folgende	Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.1.4 Datenübermittlungen	 der	 Meldebehörden	 nach	
Art. 28	MeldeG

0,05	bis	0,10	€	je	über-
mittelter	 Datensatz,	
mindestens	5	€	je	Über-
mittlungsvorgang

1.1.5 Datenübermittlungen	der	AKDB	im	automatisierten	
Abrufverfahren	 nach	 §	 7	 Abs.	 1	 MeldDV	 aus	 dem	
nach	§	6	MeldDV	geschaffenen	Datenbestand

0,32	 €	 je	 übermittelter	
Datensatz

																													“.

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

3 Gebühren	 für	 Einsätze	 von	 Hubschraubern	 der
Polizei:

Einsätze	von	Hubschraubern	der	Polizei	 zur	Suche	
und	 Rettung	 von	 Personen,	 sofern	 die	 Gefahr	 von	
diesen	 vorsätzlich	 oder	 grob	 fahrlässig	 veranlasst	
wurde

48	€	je	Stunde	und	betei-
ligter	Beamter	zuzüglich	
des	 Betriebsstunden-
satzes	 für	 Polizeihub-
schrauber	 je	 Einsatz-
stunde

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.II.1/ Eisenbahnen und sonstige Bahnen besonderer
Bauart:

1 Eisenbahnen:

1.1 Genehmigung	nach	§	6	Abs.	3	AEG 125	bis	10.000	€

1.2 Widerruf	einer	Genehmigung	nach	§	7	AEG 125	bis	5.000	€

1.3 Eisenbahnaufsicht	 nach	 §	 5	 AEG,	 Art.	 16	 Abs.	 1	
BayESG 50	bis	12.000	€

“.
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Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	5.II.1/ 1.4 Erlaubnis	nach	§	7f	AEG	(auch	soweit	sie	als	durch	
Zeitablauf	erteilt	gilt) 125	bis	10.000	€

1.5 Befreiung	nach	§	9	Abs.	1e,	§	9a	Abs.	5	AEG 250	bis	1.500	€

1.6 Entscheidung	nach	§	11	AEG 250	bis	1.500	€

1.7 Genehmigung	nach	§	12	AEG 75	bis	1.500	€

1.8 Entscheidung	nach	§	13	Abs.	2	AEG 100	bis	1.500	€

1.9 Befreiung	nach	§	14	AEG 100	bis	1.500	€

1.10 Planfeststellung,	Plangenehmigung	nach	§	18	AEG	
für	Betriebsanlagen:

1.10.1 Planfeststellung:

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 6	 ‰	 der	 Investitionskos-
ten,	mindestens	1.000	€

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 15.000	 €	 zuzüglich	 3	 ‰
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 37.500	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der	 	 10	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 117.500	€	zuzüglich	1	‰
der	 50	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

1.10.2 Plangenehmigung:

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 3	 ‰	 der	 Investitions-
kosten,	 mindestens	
500 €

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 7.500	€	 zuzüglich	1,5	‰
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 18.750	 €	 zuzüglich	 1	 ‰	
der	 	 10	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 58.750	€	zuzüglich	0,5	‰	
der	 	 50	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

1.10.3 Wird	 die	 Planung	 während	 des	 Planfeststellungs-
verfahrens	 geändert	 und	 ist	 dadurch	 ein	 erneutes	
Durchlaufen	des	Verfahrens	erforderlich,	erhöht	sich	
die	Gebühr	nach	den	Tarif-Stellen	1.10.1	und	1.10.2	
je	Änderungsvorgang	um	45	%.

1.10.4 Planänderung	vor	Fertigstellung	des	Vorhabens:

1.10.4.1 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 1	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	1	BayVwVfG

Gebühr	 nach	 Tarif-Stelle	
1.10.1	oder	1.10.2
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Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	5.II.1/ 1.10.4.2 Absehen	 von	 einem	 neuen	 Planfeststellungsver-
fahren	nach	§ 76	Abs.	2	VwVfG	oder	Art.	76	Abs.	2
BayVwVfG 250	bis	500	€

1.10.4.3 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 3	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	3	BayVwVfG

15	 %	 der	 Gebühr	 nach	
Tarif-Stelle	 1.10.1	 oder	
1.10.2

1.10.5 Verlängerung	 (§	 75	 Abs.	 4	 VwVfG,	 Art.	 75	 Abs.	 4	
BayVwVfG),	 Aufhebung	 eines	 Planfeststellungsbe-
schlusses	(§	77	VwVfG,	Art.	77	BayVwVfG):

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 4	‰	der	Investitionskos-
ten,	mindestens	600	€

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 10.000	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 25.000	 €	 zuzüglich	 1	 ‰
der	 10	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 65.000	€	zuzüglich	0,5	‰
der	 50	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

1.10.6 Einheitliche	 Planfeststellung	 nach	 §	 78	 VwVfG
oder	Art.	78	BayVwVfG

150	%	der	Gebühr	nach	
Tarif-Stelle 1.10.1

1.10.7 Ersetzt	 die	 Planfeststellung	 öffentlich-rechtliche	
Genehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	
Zustimmungen	 nach	 Bau-,	 Abgrabungs-,	 Immissi-
onsschutz-,	 Wasser-	 oder	 Naturschutzrecht,	 erhöht	
sich	 die	 Gebühr	 um	 den	 Betrag,	 der	 für	 diese	 Ge-
nehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	 Zu-
stimmungen	 nach	 diesem	 Kostenverzeichnis,	 nach	
einer	Sondervorschrift	oder	nach	Art.	6	Abs.	1	Satz	2
oder	 3	 KG	 als	 Gebühr	 zu	 erheben	 wäre,	 wenn	 sie	
gesondert	ausgesprochen	würden.

1.11 Durchführung	 des	 Anhörungsverfahrens	 im	 Rah-
men	eines	durch	das	Eisenbahn-Bundesamt	durch-
zuführenden	 eisenbahnrechtlichen	 Planfeststel-
lungsverfahrens	nach	§§	18	ff.	AEG,	§ 3	Abs.	3	Satz	1	
BEVVG	oder	eines	Anhörungsverfahrens	nach	dem	
MBPlG:

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 4	‰	der	Investitionskos-
ten,	mindestens	600 €

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 10.000	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 25.000	 €	 zuzüglich	 1	 ‰
der	 	 10	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten
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10.	 In	der	Überschrift	der	Lfd.	Nr.	5.II.2/	werden	vor	
dem	Wort	„Eisenbahnkreuzungsgesetz“	das	Wort	
„Eisenbahnen“	 und	 ein	 Gedankenstrich	 einge-
fügt.

11.	 Die	Lfd.	Nrn.	5.II.3/	bis	5.II.5/	erhalten	 folgende	
Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.II.3/ Eisenbahnrecht – Rechtsverordnungen des Bundes:

1 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung, Eisenbahn-
Bau- und Betriebsordnung für Schmalspurbahnen 
und Eisenbahn-Signalordnung

1.1 Zulassung	einer	Ausnahme	oder	Erteilung	einer	Ge-
nehmigung	nach	§	3	EBO	oder	§	3	ESBO 100	bis	2.500	€

1.2 Abnahme	 nach	 §	 32	 Abs.	 1	 EBO	 oder	 §	 32	 Abs.	 1	
ESBO 100	bis	5.000	€

1.3 Anerkennung	 von	 Sachverständigen	 nach	 §	 33
Abs.	5	Nr.	1	EBO	oder	§	33	ESBO 75	€

1.4 Sonstige	Amtshandlungen	nach	der	EBO	oder	ESBO 100	bis	2.500	€

1.5 Abweichungen	 von	 der	 ESO	 nach	 Abschnitt	 A,
Abs.	3	Nr.	2	und	Abs.	4	ESO 50	bis	250	€

2 Eisenbahnbetriebsleiterverordnung (EBV), Eisen-
bahnbetriebsleiter-Prüfungsverordnung (EBPV)

2.1 Bestätigung	nach	§	2	EBV	sowie	deren	Rücknahme	
oder	Widerruf	nach	Art.	48,	49	BayVwVfG 75	bis	250	€

2.2 Zulassung	zur	Prüfung	nach	§	9	EBPV 75	bis	250	€

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	5.II.1/ über	50	Mio.	€ 65.000	€	zuzüglich	0,5	‰
der	 50	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

Wird	 die	 Planung	 während	 des	 Planfeststellungs-
verfahrens	 geändert	 und	 ist	 dadurch	 ein	 erneutes	
Durchlaufen	des	Anhörungsverfahrens	erforderlich,	
erhöht	 sich	 die	 Gebühr	 je	 Änderungsvorgang	 um	
45 %.

1.12 Freistellung	nach	§	23	AEG 100	bis	10.000	€

1.13 Anordnung	nach	Art.	6	Abs.	3	BayESG 50	bis	250	€

1.14 Anordnung	nach	Art.	16	Abs.	2	BayESG 50	bis	5.000	€

1.15 Zulassung	 oder	 Anerkennung	 nach	 Art.	 17	 Nr.	 3	
BayESG 75	bis	1.250	€

1.16 Zulassung	nach	Art.	17	Nr.	4	BayESG 75	bis	1.250	€

2 Sonstige Bahnen besonderer Bauart:

2.1 Erlaubnis	nach	Art.	42	Abs.	1	BayESG 50	bis	2.500	€

2.2 Anordnung	nach	Art.	42	Abs.	4	BayESG 50	bis	1.250	€																		“.
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Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	5.II.3/ 3 Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung 
(EIBV)

Genehmigung	 einer	 Ausnahme	 nach	 §	 22	 Abs.	 1
Nr.	1	EIBV 250	bis	1.500	€

5.II.4/ Eisenbahnrecht – Rechtsverordnungen des Frei-
staates Bayern:

1 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für An-
schlussbahnen (EBOA)

1.1 Ausnahme	nach	§	3	Abs.	1 50	bis	250	€

1.2 Anerkennung	von	Sachverständigen	nach	§ 3	Abs. 2	
Nr.	 3,	 Kesselsachverständigen	 nach	 §	 21	 Abs.	 12
Nr.	 3	 oder	 Druckbehältersachverständigen	 nach
§ 22	Abs.	5	Nr.	3 75	bis	250	€

1.3 Fristverlängerung	nach	§	41	Abs.	1 50	€

2 Betriebsleiterverordnung

2.1 Bestätigung	nach	§	2	sowie	deren	Rücknahme	oder	
Widerruf	nach	Art.	48,	49	BayVwVfG 75	bis	250	€

2.2 Genehmigung	nach	§	4	Abs.	1	Satz	2 100	€

5.II.5/ Seilbahnen (Bayerisches Eisenbahn- und Seilbahn-
gesetz):

1 Genehmigung	nach	Art.	21	Abs.	1	Satz	1	oder	2 100	bis	2.500	€

2 Zustimmung	(auch,	soweit	durch	Zeitablauf	ersetzt)	
nach	Art. 23	Abs.	2 100	bis	1.250	€

3 Genehmigung	der	technischen	Planung	nach	Art.	24	
Abs.	1	oder	3

1,5	 ‰	 der	 Investitions-
kosten	für	den	seilbahn-
technischen	Teil	der	An-
lage,	mindestens	100	€

4 Verlängerung	einer	Genehmigung	der	 technischen	
Planung	nach	Art.	24	Abs.	1	BayESG	i.	V.	m.	Art.	75	
Abs.	4	BayVwVfG

10	 %	 der	 Gebühr	 nach	
Tarif-Stelle  3,	 mindes-
tens	50	€

5 Zustimmung	nach	Art.	25	Abs.	1	oder	3 50	bis	1.250	€

6 Erlass	 einer	 Anordnung	 und	 einer	 Ermächtigung	
nach	Art. 27	Abs. 3	oder	Abs.	5	und	6	Satz	2 30	bis	300	€

7 Auferlegung	nach	Art.	28 30	bis	175	€

8 Bestätigung	nach	Art.	30	Abs.	2	sowie	deren	Rück-
nahme	oder	Widerruf	nach	Art.	48,	49	BayVwVfG 50	bis	1.000	€

9 Ausnahme	nach	Art.	30	Abs.	4 50	€

10 Besondere	 Anforderung	 von	 Betriebs-	 oder	 Prü-
fungsberichten	nach	Art. 32	Abs.	2	und	3 30	bis	125	€

11 Weiterführungsgenehmigung	nach	Art.	33	Abs.	1 30	bis	600	€

12 Maßnahmen	nach	Art.	36	Abs.	2 50	bis	30.000	€

13 Rücknahme	oder	Widerruf	einer	Genehmigung	nach	
Art.	37	(Art.	48,	49	BayVwVfG) 30	bis	300	€

14 Aufforderung	nach	Art.	37	Nr.	1 50	bis	30.000	€

15 Anordnung	nach	Art.	38	Abs.	1	oder	Abs.	2 50	bis	30.000	€																“.
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12.	 Die	Tarif-Nr.	5.II.6/8	erhält	folgende	Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

8 Planfeststellungsverfahren	nach	§§	28,	29	oder	§	41	
Abs.	1:

8.1 Planfeststellungsbeschluss:

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 6	‰	der	Investitionskos-
ten,	mindestens	1.000	€

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 15.000	 €	 zuzüglich	 3	 ‰
der		2,5	Mio.	€	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 37.500	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der	 	 10	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 117.500	€	zuzüglich	1	‰
der	 	 50	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

8.2 Wird	 die	 Planung	 während	 des	 Planfeststellungs-
verfahrens	 geändert	 und	 ist	 dadurch	 ein	 erneutes	
Durchlaufen	des	Verfahrens	erforderlich,	erhöht	sich	
die	Gebühr	je	Änderungsvorgang	um	45	%.

8.3 Planänderung	vor	Fertigstellung	des	Vorhabens:

8.3.1 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 1	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	1	BayVwVfG

Gebühr	nach	Tarif-Stelle	
8.1

8.3.2 Absehen	von	einem	neuen	Planfeststellungsverfah-
ren	nach	§ 76	Abs.	2	VwVfG	oder	Art.	76	Abs.	2	Bay-
VwVfG 250	bis	500	€

8.3.3 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 3	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	3	BayVwVfG

15	 %	 der	 Gebühr	 nach	
Tarif-Stelle	8.1

8.4 Verlängerung	 (§	 75	 Abs.	 4	 VwVfG,	 Art.	 75	 Abs.	 4	
BayVwVfG),	 Aufhebung	 eines	 Planfeststellungsbe-
schlusses	(§	77	VwVfG,	Art.	77	BayVwVfG):

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 4	‰	der	Investitionskos-
ten,	mindestens	600 €

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 10.000	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der		2,5	Mio.	€	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 25.000	 €	 zuzüglich	 1	 ‰
der	 	 10	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 65.000	€	zuzüglich	0,5	‰
der	 	 50	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten
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13.	 Die	Lfd.	Nrn.	5.II.7/	und	5.II.8/	erhalten	folgende	
Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.II.7/ Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung:

1 Verlangen	nach	§	5	Abs.	4 50	bis	500	€

2 Fristsetzung	nach	§	5	Abs.	5	Nr.	1 50	bis	500	€

3 Beschränkung	 oder	 Untersagung	 nach	 §	 5	 Abs.	 5	
Nr. 2 50	bis	500	€

4 Genehmigung	nach	§	6 50	bis	3.000	€

5 Bestätigung	nach	§	9 50	bis	500	€

6 Entscheidung	nach	§	15	Abs.	4 50	bis	500	€

7 Verlangen	nach	§	16	Abs.	9 50	bis	300	€

8 Festsetzung	nach	§	50	Abs.	1 50	bis	300	€

9 Fristverlängerung	oder	Festsetzung	nach	§	57	Abs.	5 50	bis	1.000	€

10 Gestattung	nach	§	58	Abs.	3 50	bis	500	€

11 Zustimmung	nach	§	60	Abs.	3 50	bis	1.000	€

12 Fristverlängerung	nach	§	60	Abs.	9	Satz	2 50	bis	500	€

13 Entscheidung	nach	§	60	Abs.	10	Satz	2 50	bis	150	€

14 Aufsicht	nach	§	61 50	bis	500	€

15 Abnahme	nach	§	62:

15.1 Bei	Betriebsanlagen 50	bis	2.000	€

15.2 Bei	Fahrzeugen 50	bis	500	€	je	Fahrzeug

5.II.8/ Straßenbahn-Betriebsleiter-Prüfungsverordnung:

1 Zulassung	zur	Prüfung	nach	§	9 50	bis	250	€

2 Durchführung	der	Prüfung	nach	§	12	Abs.	1 50	bis	1.000	€																		“.

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	5.II.6/ 8.5 Einheitliche	 Planfeststellung	 nach	 §	 78	 VwVfG	
oder	Art.	78	BayVwVfG

150	%	der	Gebühr	nach	
Tarif-Stelle 8.1

8.6 Ersetzt	 die	 Planfeststellung	 öffentlich-rechtliche	
Genehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	
Zustimmungen	 nach	 Bau-,	 Abgrabungs-,	 Immissi-
onsschutz-,	 Wasser-	 oder	 Naturschutzrecht,	 erhöht	
sich	 die	 Gebühr	 um	 den	 Betrag,	 der	 für	 diese	 Ge-
nehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	 Zu-
stimmungen	 nach	 diesem	 Kostenverzeichnis,	 nach	
einer	Sondervorschrift	oder	nach	Art.	6	Abs.	1	Satz	2
oder	 3	 KG	 als	 Gebühr	 zu	 erheben	 wäre,	 wenn	 sie	
gesondert	ausgesprochen	würden. “
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14.	 Die	Tarif-Nr.	5.III.3/1.10	erhält	folgende	Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.10 Planfeststellungsverfahren	nach	§	43	EnWG:

1.10.1 Planfeststellung:

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 8	‰	der	Investitionskos-
ten,	mindestens	1.500	€

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 20.000	 €	 zuzüglich	 4	 ‰
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 50.000	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der	 10	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 130.000	€	zuzüglich	1	‰
der	 50	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

Wird	 die	 Planung	 während	 des	 Planfeststellungs-
verfahrens	 geändert	 und	 ist	 dadurch	 ein	 erneutes	
Durchlaufen	des	Verfahrens	erforderlich,	erhöht	sich	
die	Gebühr	je	Änderungsvorgang	um	45	%.

1.10.2 Plangenehmigung 50	 %	 der	 Gebühr	 nach	
Tarif-Stelle	1.10.1

1.10.3 Planänderung	vor	Fertigstellung	des	Vorhabens:

1.10.3.1 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 1	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	1	BayVwVfG

Gebühr	nach	Tarif-Stelle	
1.10.1

1.10.3.2 Absehen	 von	 einem	 neuen	 Planfeststellungsver-
fahren	nach	§ 76	Abs.	2	VwVfG	oder	Art.	76	Abs.	2
BayVwVfG 250	bis	500	€

1.10.3.3 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 3	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	3	BayVwVfG

15	 %	 der	 Gebühr	 nach	
Tarif-Stelle	1.10.1

1.10.4 Verlängerung	 (§	 75	 Abs.	 4	 VwVfG,	 Art.	 75	 Abs.	 4	
BayVwVfG),	 Aufhebung	 eines	 Planfeststellungsbe-
schlusses	(§	77	VwVfG,	Art.	77	BayVwVfG):

Bei	Investitionskosten

bis	2,5	Mio.	€ 4	‰	der	Investitionskos-
ten,	mindestens	600	€

über	2,5	Mio.	bis	10	Mio.	€ 10.000	 €	 zuzüglich	 2	 ‰
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	10	Mio.	bis	50	Mio.	€ 25.000	 €	 zuzüglich	 1	 ‰	
der	 	 10	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	50	Mio.	€ 65.000	€	zuzüglich	0,5	‰
der	 	 50	Mio.	 €	überstei-
genden	 Investitionskos-
ten
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15.	 Die	Lfd.	Nr.	6.II.1/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Tarif-Stelle	2	werden	in	der	Spalte	„Ge-
genstand“	die	Worte	„§	6	Abs.	2	Satz	2“	durch	
die	Worte	„§	3c	BayWeinRAV“	ersetzt.

b)	 In	der	Tarif-Stelle	3	erhält	die	Spalte	„Gegen-
stand“	folgende	Fassung:

c)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 4.1	 werden	 in	 der	 Spal-
te	„Gebühr“	die	Worte	„40	€	zuzüglich	4	€“	
durch	die	Worte	„45	€	 zuzüglich	4,50	€“	er-
setzt.

d)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 6	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„25 €“	durch	die	Worte	
„30 €“	ersetzt.

e)	 In	der	Tarif-Stelle	7	werden	in	der	Spalte	„Ge-
bühr“	die	Worte	„25	bis	250	€“	durch	die	Wor-
te	„30	bis	300	€“	ersetzt.

f)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 8	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„7,50	bis	30	€“	durch	die	
Worte	„10	bis	40	€“	ersetzt.

16.	 In	 der	 Tarif-Nr.	 6.II.3/5.2.5.8	 wird	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	die	Zahl	„1.000“	durch	die	Zahl	„100“	
ersetzt.

17.	 Die	Lfd.	Nr.	6.II.4/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	 Tarif-Stellen	 3.1.1	 bis	 3.1.3	 erhalten	 fol-
gende	Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

Genehmigung	 nach	 §	 6	 Abs.	 4,	 Anordnung	 nach
§	6	Abs.	5 																																								“.

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	
5.III.3/

1.10.5 Einheitliche	Planfeststellung	nach	§	78	VwVfG	oder	
Art.	78	BayVwVfG

150	%	der	Gebühr	nach	
Tarif-Stelle 10.1

1.10.6 Ersetzt	 die	 Planfeststellung	 öffentlich-rechtliche	
Genehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	
Zustimmungen	 nach	 Bau-,	 Abgrabungs-,	 Immissi-
onsschutz-,	 Wasser-	 oder	 Naturschutzrecht,	 erhöht	
sich	 die	 Gebühr	 um	 den	 Betrag,	 der	 für	 diese	 Ge-
nehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	 Zu-
stimmungen	 nach	 diesem	 Kostenverzeichnis,	 nach	
einer	Sondervorschrift	oder	nach	Art.	6	Abs.	1	Satz 2	
oder	 3	 KG	 als	 Gebühr	 zu	 erheben	 wäre,	 wenn	 sie	
gesondert	ausgesprochen	würden. “
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b)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 3.2	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„22,50 €“	durch	die	Wor-
te	„25 €“	ersetzt.

c)	 In	der	Tarif-Stelle	3.3.1	werden	in	der	Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„40 €“	durch	die	Worte	
„45 €“	ersetzt.

d)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 3.4	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	 die	 Worte	 „6  €“	 durch	 die	 Worte	
„7 €“	ersetzt.

e)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 3.5	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„22,50 €“	durch	die	Wor-
te	„25 €“	ersetzt.

f)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 3.6	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„17,50 €“	durch	die	Wor-
te	„20 €“	ersetzt.

g)	 In	 der	 Tarif-Stelle	 3.7	 werden	 in	 der	 Spalte	
„Gebühr“	 die	 Worte	 „12,50	 bis	 60  €“	 durch	
die	Worte	„15	bis	70 €“	ersetzt.

h)	 In	der	Tarif-Stelle	3.8.2	werden	in	der	Spalte	
„Gebühr“	die	Worte	„12,50	bis	115 €“	durch	
die	Worte	„15	bis	130 €“	ersetzt.

18.	 In	der	Tarif-Nr.	7.IX.1/6	werden	in	der	Spalte	„Ge-
bühr“	die	Worte	„250	bis	350 €“	durch	die	Worte	
„150	bis	300 €“	ersetzt.

19.	 Die	Lfd.	Nr.	7.IX.2/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	 wird	 folgende	 neue	 Tarif-Stelle	 5	 einge-
fügt:

b)	 Die	bisherige	Tarif-Stelle	5	wird	Tarif-Stelle	6,	
und	in	der	Spalte	„Gegenstand“	werden	die	
Worte	„§	7a,“	gestrichen.

c)	 Die	bisherige	Tarif-Stelle	6	wird	Tarif-Stelle 7.

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

3.1.1 Je	angefangenes	Ar	des	zur	Anerkennung	von	Re-
ben	im	Sinn	des	§	2	Nrn. 2,	3,	4,	5	und	6	angemelde-
ten	Mutterrebenbestandes

0,70	 €	 je	 Sorte,	 mindes-
tens	7 €

3.1.2 Je	angefangene	1.000	Stück	der	in	Rebschulen	be-
sichtigten	Reben	im	Sinn	des	§	2	Nrn. 7	und	8

3,50	 €	 je	 Sorte,	 mindes-
tens	20 €	je	Betrieb

3.1.3 Je	angefangene	1.000	Stück	der	besichtigten	Reben	
im	Sinn	des	§	2	Nrn. 9	und	10

3,50	 €	 je	 Sorte,	 mindes-
tens	20 €	je	Betrieb

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5 Erlaubnis	nach	§	7a	oder	ihre	Verlängerung 150	bis	300	€																			“.

“.
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20.	 Die	 Tarif-Nrn.	 7.IX.5/6	 und	 7	 erhalten	 folgende	
Fassung:

21.	 Die	Lfd.	Nr.	7.IX.11/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgende	neue	Tarif-Stelle	4.2	einge-
fügt:

b)	 Die	 bisherigen	 Tarif-Stellen	 4.2	 bis	 4.8	 wer-
den	Tarif-Stellen	4.3	bis	4.9.

c)	 Die	Tarif-Stelle	5.5.4	erhält	folgende	Fassung:

d)	 Die	Tarif-Stelle	5.6.7	erhält	folgende	Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

6 Erlaubnis	nach	§	9a	oder	ihre	Verlängerung 150	bis	300	€

50	€	je	angefangenes	Jahr

150	bis	300	€																			“.

7 Erlaubnis	nach	§	11	oder	ihre	Verlängerung:

7.1 Befristet

7.2 Unbefristet

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

4.2 Zulassung	 einer	 Ausnahme	 nach	 Anhang	 III	 Ab-
schnitt	I	Kapitel	IV	Nr.	16	Buchst.	d,	dass	Eingewei-
de	oder	Eingeweideteile	nicht	so	bald	wie	möglich	
entfernt	werden	müssen 20	bis	1.500	€																		“.

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.5.4 Neben	der	Gebühr	nach	den	Tarif-Stellen	5.5.1	bis	
5.5.3	werden	Auslagen	nicht	erhoben.	Die	kostende-
ckende	Gebühr	ist	auch	dann	zu	erheben,	wenn	sie	
unter	der	Mindestgebühr	liegt. “

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.6.7 Neben	der	Gebühr	nach	den	Tarif-Stellen	5.6.1	bis	
5.6.6	werden	Auslagen	nicht	erhoben.	Die	kostende-
ckende	Gebühr	ist	auch	dann	zu	erheben,	wenn	sie	
unter	der	Mindestgebühr	liegt. “
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e)	 Die	Tarif-Stelle	5.8.5	erhält	folgende	Fassung:

f)	 Die	Tarif-Stelle	5.9.6	erhält	folgende	Fassung:

22.	 Die	 Tarif-Nrn.	 8.I.0/13	 bis	 18	 erhalten	 folgende	
Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.8.5 Neben	der	Gebühr	nach	den	Tarif-Stellen	5.8.1	bis	
5.8.4	werden	Auslagen	nicht	erhoben.	Die	kostende-
ckende	Gebühr	ist	auch	dann	zu	erheben,	wenn	sie	
unter	der	Mindestgebühr	liegt. “

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

5.9.6 Neben	der	Gebühr	nach	den	Tarif-Stellen	5.9.1	bis	
5.9.3	werden	Auslagen	nicht	erhoben.	Die	kostende-
ckende	Gebühr	ist	auch	dann	zu	erheben,	wenn	sie	
unter	der	Mindestgebühr	liegt. “

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

13 Planfeststellung	 nach	 §	 31	 Abs.	 2	 KrW-/AbfG	 ein-
schließlich	Überwachung	der	Errichtung,	einmaliger	
Abnahme	und	Erteilung	des	Abnahmescheins:

13.1 Zur	Errichtung	und	zum	Betrieb	einer	Deponie

13.1.1 der	Klasse	I	oder	0	DepV 0,025	 bis	 0,10	 €	 je	 m3	
nutzbaren	 Volumens,	
mindestens	1.500	€

13.1.2 der	Klasse	II	oder	III	DepV bis	zu	150	%	der	Gebühr	
nach	Tarif-Stelle	13.1.1

13.1.3 Tarif-Stelle	13.1.1	oder	13.1.2	umfasst	auch	entspre-
chende	Beseitigungsanlagen	für	Gewinnungsabfälle	
nach	der	GewinnungsAbfV.

13.1.4 Ermäßigung:

Bezieht	sich	die	Errichtung	auf	ein	nutzbares	Volu-
men	von	mehr	als	500.000	m3,	kann	der	Gebühren-
satz	für	das	500.000 m3	übersteigende	Volumen	auf	
20 %,	für	das	5 Mio. m3	übersteigende	Volumen	auf	
10 %	ermäßigt	werden.

13.2 Zur	wesentlichen	Änderung	einer	Anlage	nach	Tarif-
Stelle	13.1	oder	ihres	Betriebs

13.2.1 bei	Investitionskosten

bis	125.000	€ 1.500	bis	3.250	€

über	125.000	€	bis	250.000	€ 6.500	€
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Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	8.I.0/ über	250.000	€	bis	500.000	€ 6.500	 €	 zuzüglich	 6	 ‰	
der	 250.000  €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	500.000	€	bis	2,5	Mio.	€ 9.000	 €	 zuzüglich	 5	 ‰	
der	 500.000	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	2,5	Mio.	€ 21.000	 €	 zuzüglich	 4	 ‰	
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

13.2.2 Sind	mit	der	Änderung	einer	Deponie	keine	Investi-
tionskosten	verbunden	(z.	B.	bei	einer	Kapazitätser-
höhung	durch	weitere	Aufschüttung	ohne	bauliche	
oder	 anlagentechnische	 Veränderungen,	 bei	 einer	
Änderung	 einer	 bestimmten	 Einbauart	 [Mischbe-
trieb	statt	Sondereinbau,	Mischdeponie	statt	Mono-
deponie]	etc.),	ist	die	Gebühr	nach	Tarif-Stelle	13.1	
zu	berechnen.	Der	Gebührenberechnung	ist	in	die-
sem	 Fall	 das	 nutzbare	 Volumen	 der	 genehmigten	
Anlage	zugrundezulegen.

13.2.3 Investitionskosten s.	Lfd.	Nr.	1.V.0/

13.3 Ersetzt	 die	 Planfeststellung	 öffentlich-rechtliche	
Genehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	
Zustimmungen	 nach	 Bau-,	 Abgrabungs-,	 Immissi-
onsschutz-,	 Wasser-	 oder	 Naturschutzrecht,	 erhöht	
sich	 die	 Gebühr	 um	 den	 Betrag,	 der	 für	 diese	 Ge-
nehmigungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	 Zu-
stimmungen	 nach	 diesem	 Kostenverzeichnis,	 nach	
einer	Sondervorschrift	oder	nach	Art.	6	Abs.	1	Satz	2
oder	 3	 KG	 als	 Gebühr	 zu	 erheben	 wäre,	 wenn	 sie	
gesondert	ausgesprochen	würden.

13.4 Die	 Gebühr	 nach	 der	 Tarif-Stelle	 13.1	 oder	 13.2	
erhöht	 sich	 um	 den	 Betrag,	 der	 nach	 Tarif-Nr.	
2.I.1/1.24.4,	 1.50,	 1.51,	 1.52	 oder	 1.53	 zu	 erheben	
wäre,	wenn	eine	in	Zusammenhang	mit	einem	De-
ponievorhaben	durchgeführte	Abgrabung	oder	Auf-
schüttung	gesondert	durchgeführt	würde.

13.5 Ergeht	 im	 Rahmen	 der	 Planfeststellung	 eine	 fach-
liche	 Stellungnahme	 durch	 das	 umwelttechnische	
Personal	 bei	 der	 Genehmigungsbehörde	 oder	 bei	
anderen	öffentlichen	Stellen,	die	dafür	keine	eige-
nen	 Gebühren	 erheben	 können,	 in	 den	 Bereichen	
des	Lärm-	und	Erschütterungsschutzes,	des	Schutzes	
vor	 nichtionisierender	 Strahlung,	 der	 Luftreinhal-
tung,	der	Anlagensicherheit,	der	Abfallvermeidung	
oder	der	sparsamen	Energienutzung,	ist	die	Gebühr	
für	jedes	der	genannten	Prüffelder	um	den	durch	die	
Stellungnahme	 verursachten	 Verwaltungsaufwand,	
mindestens	jedoch	250	und	höchstens	2.500	€	für	je-
des	der	genannten	Prüffelder,	zu	erhöhen.

13.6 Ist	mit	der	Planfeststellung	die	Durchführung	einer	
UVP	 verbunden,	 erhöht	 sich	 die	 Gebühr,	 die	 sich	
nach	den	Tarif-Stellen	13.1	bis	13.5	ergibt,	um	40 %.
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Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	8.I.0/ 13.7 Wird	 die	 Planung	 während	 des	 Planfeststellungs-
verfahrens	 geändert	 und	 ist	 dadurch	 ein	 erneutes	
Durchlaufen	des	Verfahrens	erforderlich,	erhöht	sich	
die	Gebühr,	die	sich	nach	den	Tarif-Stellen	13.1	bis	
13.6	ergibt,	je	Änderungsvorgang	um	45 %.

13.8 Planänderung	vor	Fertigstellung	des	Vorhabens:

13.8.1 Planfeststellung	nach	§	76	Abs.	1	VwVfG	oder	Art.	76
Abs.	1	BayVwVfG

Gebühr	nach	Tarif-Stelle	
13.1	oder	13.2

13.8.2 Absehen	 von	 einem	 neuen	 Planfeststellungsver-
fahren	nach	§ 76	Abs.	2	VwVfG	oder	Art.	76	Abs.	2
BayVwVfG 250	bis	500	€

13.8.3 Planfeststellung	 nach	 §	 76	 Abs.	 3	 VwVfG	 oder
Art.	76	Abs.	3	BayVwVfG

15	 %	 der	 Gebühr	 nach	
den	Tarif-Stellen	13.1	bis	
13.6

14 Zulassung	 einer	 Ausnahme	 nach	 Art.	 14	 Abs.	 5
BayAbfG 150	bis	1.500	€

15 unbesetzt

16 Aufhebung	eines	Planfeststellungsbeschlusses	nach	
§	77	VwVfG	oder	Art.	77	BayVwVfG:

16.1 In	den	Fällen	der	Tarif-Stelle	13.1 0,01	bis	0,08	€	je	m3	nutz-
baren	 Volumens,	 min-
destens	1.000	€

16.2 In	den	Fällen	der	Tarif-Stelle	13.2	
bei	Investitionskosten

bis	125.000	€ 500	bis	2.000	€

über	125.000	€	bis	250.000	€ 4.000	€

über	250.000	€	bis	500.000	€ 4.500	 €	 zuzüglich	 4	 ‰
der	 250.000  €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	500.000	€	bis	2,5	Mio.	€ 5.500	€	 zuzüglich	2,5	‰	
der	 500.000	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	2,5	Mio.	€ 11.500	 €	 zuzüglich	 2	 ‰	
der	 2,5	 Mio.	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

16.3 Tarif-Stelle	13.1.4	gilt	entsprechend.

17 Einheitliche	Planfeststellung	nach	§	78	VwVfG	oder	
Art.	78	BayVwVfG

150	%	der	Gebühr	nach	
Tarif-Stelle 13

18 Plangenehmigung	nach	§	31	Abs.	3	KrW-/AbfG	ein-
schließlich	Überwachung	der	Errichtung,	einmaliger	
Abnahme	und	Erteilung	eines	Abnahmescheins:

18.1 Zur	Errichtung	und	zum	Betrieb	von	Deponien	

18.1.1 der	Klasse	I	oder	0	DepV 0,025	 bis	 0,08	 €	 je	 m3	
nutzbaren	 Volumens,	
mindestens	1.500	€

18.1.2 der	Klasse	II	oder	III	DepV bis	zu	150	%	der	Gebühr	
nach	Tarif-Stelle	18.1.1
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23.	 Die	Lfd.	Nr.	8.II.0/	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Tarif-Stelle	1.1.3	erhält	folgende	Fassung:

b)	 Die	Tarif-Stelle	1.4	erhält	folgende	Fassung:

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.4 Die	Gebühr	nach	der	Tarif-Stelle	1.1	ermäßigt	 sich	
um	30	%,	wenn

„

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.1.3 Die	Bestimmung	der	 Investitionskosten	 richtet	 sich	
nach	der	Lfd.	Nr.	1.V.0/. “

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	8.I.0/ 18.1.3 Tarif-Stelle	18.1.1	oder	18.1.2	umfasst	auch	entspre-
chende	Beseitigungsanlagen	für	Gewinnungsabfälle	
nach	der	GewinnungsAbfV.

18.1.4 Ermäßigung:

Bezieht	sich	die	Errichtung	auf	ein	nutzbares	Volu-
men	von	mehr	als	500.000	m3,	kann	der	Gebühren-
satz	für	das	500.000 m3	übersteigende	Volumen	auf	
20	%,	für	das	5 Mio. m3	übersteigende	Volumen	auf	
10	%	ermäßigt	werden.

18.2 Zur	wesentlichen	Änderung	einer	Anlage	nach	Ta-
rif-Stelle	18.1	oder	ihres	Betriebs

18.2.1 für	Investitionskosten	

bis	125.000	€ 500	bis	1.500	€

über	125.000	€	bis	250.000	€ 3.000	€

über	250.000	€	bis	500.000	€ 3.000	 €	 zuzüglich	 5	 ‰
der	 250.000  €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	500.000	€	bis	2,5	Mio.	€ 4.250	 €	 zuzüglich	 4	 ‰
der	 500.000	 €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

über	2,5	Mio.	€ 12.250	 €	 zuzüglich	 3	 ‰	
der	 2,5  Mio.  €	 überstei-
genden	 Investitionskos-
ten

18.3 Die	Tarif-Stellen	13.2.2	bis	13.7	gelten	entsprechend. “
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c)	 Die	Tarif-Stelle	1.9	erhält	folgende	Fassung:

d)	 Die	Tarif-Stelle	1.22	erhält	folgende	Fassung:

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	8.II.0/ –	 die	Anlage	Teil	eines	nach	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	1221/2009	des	Europäischen	Parlaments	und	
des	Rates	vom	25.	November	2009	über	die	frei-
willige	Teilnahme	von	Organisationen	an	einem	
Gemeinschaftssystem	 für	 Umweltmanagement	
und	Umweltbetriebsprüfung	und	zur	Aufhebung	
der	 Verordnung	 (EG)	 Nr.	 761/2001,	 sowie	 der	
Beschlüsse	 der	 Kommission	 2001/681/EG	 und	
2006/193/EG	registrierten	Unternehmens	ist,

–	 die	 Organisation	 im	 Sinn	 des	 Art.	 2	 Nr.	 23	 der	
Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1221/2009	 in	 mindestens	
drei	aufeinanderfolgenden	Jahren	nach	erstmali-
ger	Eintragung	die	Voraussetzungen	für	die	Auf-
rechterhaltung	der	Eintragung	gem.	Art.	6	Abs.	1	
Buchst.	b	i.	V.	m.	Anhang	IV	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	1221/2009	erfüllt	und

–	 dies	der	Genehmigungsbehörde	gegenüber	nach-
weist. “

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.9 Nachträgliche	Anordnungen:

1.9.1 Nachträgliche	Anordnung	nach	§	17	Abs.	1 150	bis	15.000	€

Ist	 in	den	Fällen	des	§	17	Abs.	1a	der	Entwurf	der	
Anordnung	 öffentlich	 bekannt	 zu	 machen,	 beträgt	
die	Gebühr 300	bis	20.000	€

1.9.2 Nachträgliche	Anordnung	nach	§	17	Abs.	4a:

1.9.2.1 Sofern	 der	 Anlagenbetreiber	 die	 Gründe	 für	 die	
nachträgliche	Anordnung	zu	vertreten	hat 150	bis	15.000	€

1.9.2.2 Sonst kostenfrei

1.9.3 Die	Tarif-Stelle	1.3.2	gilt	entsprechend. “

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

1.22 Sonstige	 Überwachungsmaßnahmen	 nach	 §	 52
Abs.	 2	 und	 3,	 soweit	 diese	 nicht	 nach	 §	 52	 Abs.	 4
Satz	3	kostenfrei	sind:

1.22.1 Grundgebühr 150	bis	1.000	€

1.22.2 Die	Gebühr	nach	Tarif-Stelle	1.22.1	erhöht	sich

1.22.2.1 bei	 Anlagen	 der	 Spalte	 1	 des	 Anhangs	 zur
4.	BImSchV	um 2.000	bis	10.000	€

1.22.2.2 bei	anderen	Anlagen	um 1.500	bis	5.000	€
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e)	 In	der	Tarif-Stelle	3.2	wird	in	der	Spalte	„Ge-
genstand“	die	Zahl	„20“	durch	die	Zahl	„22“	
ersetzt.

f)	 Die	Tarif-Stelle	8	erhält	folgende	Fassung:

g)	 Die	Tarif-Stelle	9	erhält	folgende	Fassung:

h)	 Die	Tarif-Stelle	10	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Tarif-Stelle	10.2	wird	gestrichen.

bb)	Die	bisherige	Tarif-Stelle	10.3	wird	Tarif-
Stelle	10.2.

cc)	 Die	bisherige	Tarif-Stelle	10.4	wird	Tarif-
Stelle	10.3	und	erhält	folgende	Fassung:

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

8 unbesetzt “.

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

9 Emissionserklärungsverordnung	–	11. BImSchV:

9.1 Zulassung	nach	§	3	Abs.	2	Satz	2 5	bis	100	€

25	bis	1.000	€

50	bis	500	€

50	bis	750	€																					“.

9.2 Zulassung	nach	§	3	Abs.	3	Satz	2

9.3 Fristverlängerung	nach	§	4	Abs.	2	Satz	2

9.4 Ausnahme	nach	§	6

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	8.II.0/ sofern	die	Sachverhaltsfeststellung	mit	eigenem	Per-
sonal	oder	Beauftragten	durchgeführt	wurde.

1.22.2.3 Die	 Mindestgebühr	 nach	 der	 Tarif-Stelle	 1.22.2.1	
oder	1.22.2.2	kann	ausnahmsweise	bis	auf	500	bzw.	
400	€	ermäßigt	werden,	wenn	die	Sachverhaltsfest-
stellung	 im	 Einzelfall	 atypisch	 geringe	 fachliche	
Schwierigkeiten	aufwirft	und	atypisch	geringen	Ver-
waltungsaufwand	verursacht.

1.22.3 Die	Tarif-Stelle	1.4	gilt	entsprechend,	wenn	die	Er-
mittlungen	ergeben,	dass	Aufl	agen	oder	Anordnun-
gen	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	oder	den	
auf	 dieses	 Gesetz	 gestützten	 Rechtsverordnungen	
erfüllt	worden	oder	nicht	geboten	sind. “
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i)	 Die	Tarif-Stellen	11	und	12	erhalten	folgende	
Fassung:

§	2

Diese	Verordnung	tritt	am	1.	Juni	2010	in	Kraft.

München,	den	10.	Mai	2010

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Georg	F	a	h	r	e	n	s	c	h	o	n	,		Staatsminister

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

11 Verordnung	 über	 Großfeuerungsanlagen	 –
13. BImSchV:

11.1 Ausnahme	nach	§	21 wie	zu	Tarif-Stelle	2

11.2 Bekanntgabe	als	Messstelle	nach	§	14	Abs.	2	oder	
Abs.	3	oder	§	17	Abs.	1	13.	BImSchV,	sofern	die	Be-
kanntgabe	 nicht	 in	 Zusammenhang	 mit	 einer	 Be-
kanntgabe	nach	§	26	BImSchG	erfolgt wie	zu	Tarif-Stelle	1.18

12 unbesetzt “.

„

Tarif-Nr.
Gegenstand

Gebühr
EuroLfd. Nr. Tarif-Stelle

noch	8.II.0/ 10.3 Vor-Ort-Inspektion	nach	§	16	Abs.	2	Nr.	1 wie	zu	Tarif-Stelle	1.22	
																																									“.
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